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Die Täuschungen von heute sind die Enttäuschungen von morgen 

Wenn wir die „Unterhaltungen über den Sozialismus nach seinem Verschwinden“ der Aufmerksamkeit der Marxisten empfehlen, so geschieht dies nicht wegen weiterführender Gedanken zum Sozialismus, dessen Wesen und realsozialistische Erscheinungsformen oder dessen Niederlage. Dass es einen solchen gab - nicht nur in der DDR -, kann ein Leser einer späteren Generation allenfalls an einigen wenigen Bemerkungen erkennen bzw. befürchten, so, wenn ganz nebenbei davon die Rede ist, das Wort „Errungenschaften des Sozialismus“ sei „kompromittiert“ (S. 216) oder „demokratisch-gesellschaftliche Verfügung über die Produktionsmittel“ habe es nicht gegeben (S. 97). Auch ein taugliches Sozialismusverständnis und wenn auch nur im Sinne des Ahlener Programms der CDU von 1947 als alternative „gemeinwirtschaftliche Gesellschaftsordnung“ zum Kapitalismus  findet man in den Unterhaltungen nicht. 

Wir empfehlen das Buch, weil in ihm 14 linke Intellektuelle unterschiedlicher Richtungen unter Moderation von Wolfgang Fritz Haug aus West- und Ostdeutschland (die der PDS zwar nicht angehören, aber sich als deren Sympathisanten betrachten), interessante und kluge Gedanken über den realexistierenden Kapitalismus äußern. Sie verstehen dies als Beitrag zur Programmdebatte in der PDS, verbunden mit der Hoffnung, die PDS möge „möglicher Keimpunkt“ einer „künftigen gesamtdeutschen linkssozialistischen Partei“ sein (S. 54). 

Sie verkennen allerdings den Sinn dieser  Programmdebatte, wie sie Mitte der neunziger Jahre in der PDS etwa mit dem Ingolstädter Manifest in der PDS gegen das gerade zwei Jahre zuvor 1993 verabschiedete Parteiprogramm in Gang gesetzt wurde. Diese war zumindest bisher kein wirkliches Ringen innerhalb der PDS um Grundfragen der Kapitalismusanalyse und um eine taugliche Handlungsorientierung einer linkssozialistischen Partei gegen den neoliberalen Kapitalismus und für das Ziel Sozialismus. Die etwa ein Dutzend parteioffiziellen Materialien mit programmatischen Charakter seit 1995, ob sie nun Gysi-Thesen, Dortmunder Erklärung oder Grundlinien hießen, waren allesamt Produkte eines kleinen Kreises  sogenannter Moderntheoretiker in der PDS um Dieter Klein, Andre und Michael Brie, die mit „Antikapitalismus“ wenig am Hut haben. Die von ihnen vertretene Position eines „zivilisierten Kapitalismus“, der auch für linke Politik offen ist, steht neben der Realität. Sinn und Inhalt ihrer  Ausarbeitungen war ganz wesentlich die programmatische Absegnung von Anpassungspolitik und die Entsorgung des Marxismus.

Die Teilnehmer führten ihre Unterhaltungen in drei Gesprächsrunden: im Sommer des Jahres 2000, im Frühjahr des Jahres 2001 und „nach dem 11. September“ 2001. In dieser Zeit gab es  die Thesen der Programmkommission und ein Minderheitenvotum (November 1999), die sogenannten Grundlinien und dazu ein Minderheitenvotum von Uwe-Jens Heuer (März 2001) und den von Gabi Zimmer vorgestellten Programmentwurf I (April 2001) sowie die Alternativentwürfe II/2.2 ( Mai/August 2001) und III (Mai 2001). Es war also genug Zeit, den Inhalt der offiziellen und der alternativen programmatischen Papiere der PDS und die zwischen Ihnen bestehenden Differenzen  zur Kenntnis zu nehmen. Es entsteht nicht der Eindruck, dass dies die meisten Teilnehmer getan haben. Das geltende, betont linkssozialistische  -  also Marx und Engels durchaus verpflichtete - Programm findet nicht einmal Erwähnung. 

Wolfgang Fritz Haug sieht in den „Thesen“ einen „guten Ausgangspunkt für die Debatte“ (S. 33), polemisiert gegen „eindeutige Feindbilder“ und plädiert für „selbstkritische Nachdenklichkeit“ (S. 7). Mag sein, dass er sich damit aus guten Gründen für verbale Zurückhaltung entschieden hat, ohne inhaltliche Positionen aufgeben zu wollen. Aber zumindest in der innerparteilichen Debatte der PDS wird es ohne theoretischen Klartext und ohne eine eindeutige marxistische Kritik an untauglichen Aussagen keine linkssozialistische Perspektive geben. Dafür gibt es in den Unterhaltungen nicht wenig Unterstützendes, aber in einigen Punkten auch deutlich Gegenläufiges. Der Leser wird mit einer Debatte konfrontiert, in der die gesellschaftlichen Verhältnisse erhellende Geistesblitze beeindrucken, aber auch Gedankenarmut im Sinne des Zeitgeistes eine nicht geringe Rolle spielt und einige Diskutanten in ihrem Verhältnis zu Marx recht unentschieden sind. 

Vor allem leidet nicht selten die Klarheit und Stimmigkeit der Aussagen darunter, dass die Teilnehmer sich auch in einigen Grundfragen wie wohlmeinende Vermittler zwischen den Modernetheoretikern und ihren Kritikern verhalten. So plädiert Wolfgang Fritz Haug bereits im Vorwort für die Versöhnung konträrer Standpunkte. „Es scheint uns goldrichtig, die Spannung zwischen utopisch anmutender Vision und tatsächlicher Politikfähigkeit (d. h. auch Koalitionsfähigkeit) produktiv zu machen und auf keinen Fall den einen Pol dem anderen zu opfern.“ (S. 9/10) Frieder Otto Wolf meint zu Beginn der Debatte, „dass die Parteiform den Willen einschließen muss, im Hochimperialismus zu regieren“ , dass aber dann der „ganze Widerspruch (auf-)bricht“ . „Natürlich kann man sagen, das sei sowieso Unfug. Aber was machen wir dann.“ (S. 34) Es macht ja durchaus einen Sinn, scheinbare Widersinnigkeiten als Denkanstöße zu nutzen. Einen tatsächlichen Widersinn aber (hier zwischen sozialistischer „Vision“  und der Teilhabe etwa an der neoliberalen Politik der PDS in Berlin) muss man als solchen benennen. Die Methode „nicht sein kann, was nicht sein darf“ taugt weder für eine programmatische Debatte noch für eine politische „Unterhaltung“ der Linken mit Niveauanspruch.     

Stark ist das Buch in all den Passagen, wo entsprechend der Kritik an der „sträfliche(n) Vernachlässigung der Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus“, verfahren wird. Hingewiesen wird auf den „Umbruch auf dem Feld der Produktivkräfte“  (S. 97 und  99). Als bedeutsam dafür, dass „in geschichtlich beispiellosem Grad weltweit der Kapitalismus (herrscht)“ (S. 16) wird der „Zusammenbruch des europäischen Staatssozialismus“ und der „Nationalen Befreiungs- und Entwicklungsregime“ angesehen. „Angesichts der Tatsache, dass der vom Kommunistischen Manifest vorauseilend beschriebenen Vollendung des kapitalistischen Weltmarkts heute unter dem Deckwort ‚Globalisierung’ täglich mehr Realität zuwächst, halten wir es für geboten, keinen Moment die Augen davor zu verschließen, dass wir im Kapitalismus leben und dass ohne kritische Theorie des Kapitalismus noch nicht einmal liberale Demokratie, geschweige denn sozial-ökonomische und ökologische Reformpolitiken realitätstüchtig betrieben werden können. Dies ist ein Stolperstein für so manchen Schönredner .... Die Täuschungen von heute aber sind die Enttäuschungen von morgen.“ (S. 10/11) Frigga Haug (S. 91) und Wolfgang Küttler (S. 97) verteidigen vehement (gegen Christoph Spehr, S. 93, und gegen den PDS-Programmentwurf) die konstitutive Bedeutung der Kapitalismusanalyse für die sozialistische Programmatik. „Ich würde gleich mit dem jetzigen zweiten Punkt anfangen,“ meint Frigga Haug, „mit der Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus, dann Strategien und Orientierungen bringen. Denn sozialistische Politik muss sich doch wohl aus der Analyse der herrschenden Verhältnisse ergeben.“ (S. 91) 

Überzeugend sind die Diskutanten überhaupt immer dann, wenn sie Grundsätze des wissenschaftlichen Sozialismus (Kapitalismusanalyse, Positionen in der Eigentums- und Klassenfrage) verteidigen und weiterdenken, so z. B. wenn Wolfgang Küttler (S. 57) und Frank Deppe (S. 65) sich gegen den in den offiziellen programmatischen Materialien vertretenen Begriff des „Moderne“ wenden: „Der Begriff des Kapitalismus ist notwendig,“ so Küttler, „um im marxistischen Sinne seine nach wie vor bestehenden Widersprüche und destruktiven Kräfte als Merkmal der gegenwärtigen Entwicklung deutlich zu machen.“ Wichtige Gedanken zu den Wirkungsbedingungen der Gesetze des Kapitalismus sollten in den programmatischen Debatten der marxistischen Linken, unabhängig von ihrer Organisationszugehörigkeit, Beachtung finden. Dazu gehört die Aussage von Frank Deppe: „Kapitalhegemonie wirkt über Politik und Ideologie des Neoliberalismus und sie vermittelt sich hauptsächlich über die sogenannte ‚Standortlogik’ bzw. die weitere ‚Vermarktlichung’ aller sozialen Beziehungen unter der Vorherrschaft des internationalen Finanzkapitals und des Geschehens auf den internationalen Finanzmärkten“ (S. 196). Dazu zählt ebenfalls der Hinweis von Christoph Türcke: „Ich denke, die Analyse und Kritik des Neoliberalismus muss ihn selbst als historisches Produkt begreifen und nicht als das kleinere Übel, gegen das man vorgehen möchte, weil der Kapitalismus nicht bekämpft werden kann.“ (S. 80) Eine in sich geschlossene theoretische Abhandlung zum gegenwärtigen Kapitalismus wird der Leser allerdings nicht  finden. 

Nicht überzeugen können uns die Unterhaltungen dort, wo sie die heutigen Möglichkeiten und Wege antikapitalistischer Politik näher zu bestimmen suchen. Gerade hier gibt es viel Verwirrendes um Chancen und Illusionen, um Gegenwehr, Reformpolitik und Revolution; werden überzeugende Positionen wie auch ihr Gegenteil vertreten. Dabei stehen sich – wie wohl auch generell in der linken Debatte - zwei Positionen gegenüber, was natürlich nicht „an sich“ unser Vorwurf ist. Die eine meint: „Es kann sich herausstellen, dass die soziale und demokratische Regulierung des Kapitalismus angesichts der Kräfteverhältnisses fast so utopisch ist wie seine Abschaffung.“ (S. 13) Die andere meint: „Zumindest für unsere Epoche gilt in Bezug auf das Kapitalverhältnis soziale Regulierung geht vor Abschaffung.“ (S. 71) Unser Einwand ist:  die Gegensätzlichkeit dieser Standpunkte hätte benannt und problematisiert werden müssen. Wenn das Erstere so ist (wie auch wir meinen), dann hängt die zweite Aussage in der Luft, wird zur illusionären „Vision“ einer politischen Gestaltung „auch mittels Regierungsbeteiligung“. 

Das eigentliche Problem für die Linken und für linke Politik in der „Epoche des Neoliberalismus“ (S. 123) ist u. E. , dass angesichts des Kräfteverhältnisses  der Gestaltungsraum für antikapitalistische Reformen (eben für soziale Regulierung) sehr eng geworden ist. Damit aber sind zunächst einmal Widerstand und Gegenwehr, die entschiedene Stärkung von Gegenmacht erforderlich, um mit der Veränderung des Kräfteverhältnisses sowohl den Kampf um wirkliche Reformen als auch um die Überwindung des Kapitalismus erfolgreich führen zu können. Die gegenwärtige Epoche  ist eben nicht eine Epoche zivilisatorischen Fortschritts des Kapitalismus, wie dies im Programmentwurf der PDS unterschwellig suggeriert wird.  „Zivilisationsgewinne“ - so Frank Deppe - sind im heutigen Kapitalismus „Ergebnis des Klassenkampfes und sie sind immer wieder bedroht“ (S. 67). Wolfgang Küttler betont zu Recht: „Aber einen kautskyschen Ultraimperialismus, der den Sozialismus evolutionär hervorbringt, wie die reformistische These lautete, sehe ich in der ‚Globalisierung’ überhaupt nicht.“ (S. 189)  In diesem Zusammenhang ist der Kampf um Reformen zunächst einmal ein Mittel zur Aktivierung des Klassenkampfes. 

Ein solches Denken aber trifft bei nicht wenigen Teilnehmern der Unterhaltungen, offenbar auf keine Zustimmung. Sie meinen,  „das alte Systemdenken, der Sozialismus versus den Kapitalismus (greift) nicht mehr“ (S. 42). Überhaupt sorgen sich offenbar eine Reihe von Ihnen sehr darum, in „Dogmatismusverdacht“ zu geraten oder, wie Peter von Oertzen in seinem Nachwort kritisch schreibt, haben die Neigung,  jede „theoretische Aussage“ als „zumindest potenziell dogmatisch abzuweisen.“ (S. 245) Damit aber geht in verschiedener Hinsicht der Zusammenhang von Theorie und Bewegung verloren. Dafür steht z. B. die Aussage von Christoph Spehr, es gefalle ihm am Programmentwurf der PDS, wenn die Mitglieder einer Partei „nicht beanspruchen, sie wüssten, was für andere gut ist.“ (S. 93) Weitgehend Konsens scheint vor allem die Kennzeichnung der geschichtlichen Aufgabe der Arbeiterklasse als so etwas ähnliches wie „der Gipfel des Dogmatismus“  zu sein - von Wolfgang Küttler sehr kategorisch in die Aussage gefasst, „dass es ein gesamtgesellschaftliches, revolutionäres Subjekt Arbeiterklasse nicht mehr geben wird. Dieses Moment der Geschichte ist vorbei.“ (S. 59)   So gibt es denn auch gerade hinsichtlich des Subjekts sozialistischer Veränderungen eine allgemeine Hilflosigkeit, von der Entwicklung „zu viel durchmischteren und durchkreuzteren Formen“ der „Akteure“ (Wolfgang Fritz Haug, S. 155 f.) bis hin zu dem von Frank Deppe angeregten Gedanken, dass „der Charakter eines offenen Laboratoriums genau das wäre, was programmatisch für (unsere) Epoche als der richtige Ansatz linker Parteipolitik  zu formulieren“ sei (S. 40).

Der schnelle Abschied von einem historisch materialistisches Herangehen im Geiste von Marx bringt auch hier nicht viel. Niemand wird in Frage stellen, dass es gerade in der Bundesrepublik eine „Krise des subjektiven Faktors“,  eine Art „Ohnmacht der Arbeiterklasse“ und auch neue soziale Bewegungen und politische Formen gibt. Aber zugleich verschärft sich gerade im neoliberalen Kapitalismus der Klassenkampf von oben und damit der Interessengegensatz zwischen Kapital und Arbeit., steht für Marxisten die Aufgabe, in den sich bereits abzeichnenden politischen Kämpfen wie auch in den programmatischen Debatten von den Interessen der Lohnabhängigen als der entscheidenden Grundlage sozialistischer Politik auszugehen und jeweils sehr konkret für die Reaktivierung von Klassenbewusstsein zu wirken. Ein Programm in der marxistischen Tradition (als dialektische Einheit von Minimal- und Maximalprogramm) muss gerade auch heute ein Mittel zur Organisation des Kampfes um die Bewahrung und Verbesserung der Lebensbedingungen der arbeitenden Klassen, d. h. für die Entwicklung ihres politischen Bewusstseins   sein. Dies geht  nur unter der Bedingung, dass es aufzeigt, wie der Kapitalismus selbst die Voraussetzungen für eine ausbeutungsfreie Gesellschaft produziert. Wenn man dieser Frage aber ernsthaft nachgeht, so wird deutlich, dass sich die Elemente der neuen Ordnung auf dem Boden des Bestehenden nicht zum Ganzen fügen. Es wird voraussehbar keine Form des „gezähmten Kapitalismus“ geben, die einen Ausweg aus der Barbarei des neoliberalen Kapitalismus zulässt. Wir müssen gerade deshalb wieder verstärkt über Sozialismus sprechen. Diese Schlussfolgerung hätte sich eigentlich in der Debatte zur Formationstheorie, die insbesondere durch Küttlers Unterscheidung von „Kapitalismus“ und „Kapitalismen“ (S. 105 f, 115), angeregt wurde, unbedingt aufdrängen müssen. Doch selbst der in diese Richtung gehende Gedanke von Frigga Haug, die hier den Gegensatz von Reform und Revolution „luxemburgisch“ diskutiert wissen will (S. 93), versandet. 

Nicht eine „standardisierte Massenlinie“ sei anzustreben, so heißt es, „kein ‚homogenes ‚Flächenkonzept’ des Politischen,  ....sondern eher ein Netzwerk, das der Pluralität sozialer und kultureller Bewegungen, die in emanzipatorischer Perspektive wirken, gerecht wird.“ (S. 14) Wenig später wird von Wolfgang Fritz Haug aber richtig betont: „Und doch ist die Rekonstituierung der Solidarität über alle Fraktionsgrenzen der arbeitenden Klassen hinweg die einzige realistische Schlussfolgerung angesichts einer Globalisierung des Marktes, die tiefe Spaltungen unter ihnen hervorbringt - bis zur Entstehung eines neuen ‚Arbeitshelotentums’.“ (S. 17) Damit aber erweist sich der  Netzwerkgedanke als ein Konzept, das eigentlich nur im Rahmen der strategischen Fragestellung nach der Formierung der arbeitenden Klassen wie auch einer marxistischen Partei mit Masseneinfluss Sinn macht. Doch gerade diese Seite der Entwicklung von Gegenmacht, von theoretisch und praktisch vermittelten Schritten zur Herausbildung von Klassenbewusstsein, bleibt unkonkret – auch bei Peter von Oertzen, der parlamentarische Parteien  und die Entwicklung neuer Kommunikationsformen gegen die „politische Klasse“ favorisiert (S. 251 f). Wolfgang Küttler zeigt immerhin die Grundrichtung an: „Auch das zivilgesellschaftliche Zustandekommen einer Gegenmacht bzw. einer transformatorischen Hegemoniekonstellation ist ... daran gebunden, dass es eine Kernbewegung gibt, die sich auf der Gemeinsamkeit von Interessen zur Überwindung gemeinsam erlebter und auf gemeinsame Ursachen zurückführbarer Missstände gründet, die sie in ihrem Lebensprogramm und in der eigenen Selbstverwirklichung behindern“. (S. 152 f) 

Weder ein Gesamtüberblick noch eine Zusammenfassung der in den Unterhaltungen angesprochenen zahlreichen Themen erscheint uns möglich. Man muss das Protokoll eben selbst lesen. Ins Stammbuch jedes Sozialisten/Kommunisten gehört auf jeden Fall ein Gedanke wie dieser: „Wenn es zu einer ‚Explosion’ kommt, dann wird sich zweifellos das, was es an lernfähigen politischen Akteuren gibt, in der Folge verändern. Linkssozialistische Politik ist gut beraten, wenn sie sich für diese Art von Lernfähigkeit offen hält und wenn sie sich in gar keiner Frage – sei sie noch so wohlklingend sozialistisch – auf irgendeine Art von Ewigkeit eingräbt. Stattdessen wird sie sich Rosa Luxemburgs Unterscheidung zwischen dem Machen und dem Vorbereiten hinter die Ohren schreiben. Was kein Akteur machen kann, wäre eine ‚Explosion’. Das ereignet sich. Aber man kann vorbereiten, dass, wenn eine solche Explosion sich ereignet, produktive Verarbeitungsformen folgen und nicht der gemeinsame Untergang.“ (S. 152)

Ekkehard Lieberam, Herbert Münchow (Leipzig)
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